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Ein neues Gesetz
garantiert behinderten

ArbeitnehmerInnen unter
anderemein Mindest-

einkommen. Der Weisheit
letzter Schlussist es
allerdingsnoch nicht.

"Vom Tollhaus des 19. Jahr-
hunderts zur Werkstatt für Be-
hinderte, das kann nicht der
ganze Weg sein, sondern höchs-
tens eine Zwischenstation." Mit
diesen Worten zitierte die Grü-
nen−Abgeordnete Renée Wage-
ner am Dienstagabend in der
Chamber den saarländischen
Staatssekretär Josef Hecken.
Dieser hatte i m März bei einem
Symposiumin Luxemburg über
die Umsetzung desi mvergange-
nen Jahr in Kraft getretenen
deutschen Gesetzes zur Gleich-
stellung von behinderten Men-
schenreferiert. Von einemPara-
digmenwechsel wurde damals
i m Nachbarland gesprochen −
und voneiner europaweiten Sig-
nalwirkung, die von demGesetz
ausgehe.

Als ein Schritt in die richtige
Richtung wurde auch das neue
luxemburgische Gesetz über die
Einkommenslage der Behinder-
ten bezeichnet. Mehr als das sei
es jedoch nicht, schränken die
KritikerInnenein. Mit demneuen

Gesetz werden den behinderten
ArbeitnehmerInnen die gleichen
sozialen Rechte zugestanden
wieihren nicht−behinderten Kol-
legInnen. Darüber hinaus garan-
tiert es den in so genannten
Ateliers protégés Beschäftigten
ein Mindesteinkommen. Bisher
warendiese mit Mini malprämien
abgespeist worden. Die Arbeit
von Behindertenfiel nicht unter
das Arbeitsrecht. "Ein Wider-
spruch zu einer Politik, die
Gleichstellung zum Ziel hat",
nannte die CSV−Abgeordnete
Marie−Josée Frank den bisheri-
gen Zustand am Dienstag und
fügte hinzu: "Von sozialer Integ-
rationkonnte hierbei keine Rede
sein." Nachder aktuellenReform
des Gesetzes zur Integration
der Behindertenin den Arbeits-
markt besitzen diese nun
das Recht auf einen geregelten
Arbeitsvertrag.

End− statt Zwischenstation
Dabei sollen die Werkstätten

nur einen Übergang darstellen
auf demWegins sogenanntege-
wöhnliche Berufsleben. Aus der
Zwischenstation wirdjedochfür
die meisten behinderten Arbeit-
nehmerInneneine Endstation. In
der Tatist dieZahl derer, dieden
Sprung auf den freien Arbeits-
markt schaffen, gering: Ihr Anteil
beläuft sich nach offiziellen An-
gaben auf magere drei Prozent.
"Die anderen, diein den Ateliers
bleiben, bekommen bis zuihrer
Pension das Mindesteinkom-
men", erklärt Joël Delvaux ge-
genüber der woxx. Der Präsi-
dent der OGBL−Sektion "Dépar-
tement des travailleurs handi-
capés" kritisiert, dass mit dem
neuen Gesetz Aspekte wie beruf-
liche Weiterbildung und Auf-
stiegsmöglichkeiten für die Be-
troffenen nach wie vor zu kurz
kommen. "Wichtig wären zum
Beispiel Bewerbungsseminare,
in denen die Teilnehmer lernen,
wie sie sich bei einemArbeitge-
ber präsentieren oder wie sie
sich bei der Stellensuche leich-
ter zurechtfindenkönnen."
Delvauxarbeiteteselbst Jahre

lang in einem Atelier protégé.
"Als ich mich beruflich weiter-
entwickeln wollte und bei m Ar-
beitsamt vorstellig wurde, be-
kamich gleich zu hören: 'Aber
Sie haben doch schon eine Stel-
le'. UndimAtelier wurdeich zu-
sätzlich demotiviert. Da hießes:
' Bei uns bist du doch gut aufge-
hoben'." Trotz aller Widerstände
und Schwierigkeiten schaffte es
Delvaux − und zwar auf eigene
Faust. Heute ist der 30−Jährige
bei der Fonction Public i mTele-
fondiensttätig.
In den Zeiten der konjunktu-

rellen Flaute sind auch die Aus-
sichten für Behinderte gesun-
ken, einen Job zu finden. Von
deninsgesamt etwa2.800 behin-
derten ArbeitnehmerInnenseien
rund 280 arbeitslos, betonte
Renée Wagener bei ihrer Rede
i mParlament. JedeRzehnte"tra-
vailleur handicapé" hat dem-
nach keinen Job. Ganz zu
schweigen von denen, die sich
erst gar nicht arbeitslos melde-

ten, so die Grünen−Politikerin,
weil sie bereits in irgendwel-
chen Maßnahmen unterge-
bracht sind.
Seit 1991 müssen nach dem

Gesetz zur Integration von Be-
hindertenauf demArbeitsmarkt
i m öffentlichen Dienst fünf Pro-
zent der Arbeitsplätze mit "tra-
vailleurs handicapés" besetzt
werden. Im Privatsektor hängt
die Quotevonder Größedes Be-
triebs ab: Firmen mit 25 bis 50
MitarbeiterInnen müssen min-
destens einen Behinderten be-
schäftigen, Betriebe mit bis zu
300 MitarbeiterInnen zwei Pro-
zent− undgrößere Unternehmen
vier Prozent ihrer Belegschaft.
Doch nicht einmal i m öffentli-
chen Sektor wird die Quote er-
füllt. Dort beläuft sich die Rate
gerade einmal auf 2,18 Prozent.
Einige Behörden sollen sich
nach woxx−Informationenangeb-
lich besonders resistent zeigen,
was die Einstellung von Behin-
derten angeht. Strikte Kontrol-
len und damit verbundene Sank-
tionen gegen Behörden und Be-
triebe, die die Quote nicht erfül-
len, forderte deshalb bei der
Parlamentsdebatte neben Renée
Wagener auch der Déi Lénk−
Abgeordnete Serge Urbany.
Die Strafgelder könnten dannin
einen Fonds für soziale Zwecke
fließen. Doch bereits die Forde-
rung der Grünen nach verlässli-
chenStatistikenstießbesonders
i mCSV−Lager auf Widerstand.
"Das neue Gesetz begrenzt

sich stark auf den Bereich der
Ateliers protégés, mit der
Gleichstellung im täglichen Le-
benhat es wenigzutun", bemän-
gelt Joël Delvaux. Für die Behin-
dertenwerkstätten ist die Neue-
rungallerdings einErfolg. Dadie
meisten nicht in der Lage sind,
die vorgeschriebenen Mindest-
einkommen aus der eigenen Ta-
sche zu bezahlen, wird laut Ge-
setz derstaatlicheZuschuss nun
von 60 auf 100 Prozent ge-
schraubt. "Damit sinkt aber
auch der Produktivitätsdruck
für die Ateliers", wendet Delvaux
ein.
Überhaupt regelt das Gesetz

nur einen Teilbereich der Behin-
dertenintegration. Ein Rahmen-
gesetz wie in Deutschland gibt
es in Luxemburg nach wie vor
nicht. Die einzelnen Aspekte der
Integration greifen jedoch in-
einander über, angefangen bei
der Einschulung behinderter
Kinder. "Wenn nicht bereits in
der Schule Integration stattfin-
det, dann wird siein der Berufs-
welt umso schwieriger", erklärt
Renée Wagener.
Nicht weit her ist es auch mit

einemanderenSchwerpunkt der
Behindertenintegration: der Be-
teiligung an politischen Ent-
scheidungen. Das Gesetzespro-
jekt von Familienministerin
Marie−Josée Jacobs war dem
"Conseil supérieur des person-
nes handicapées" zur Begutach-
tung und Stellungnahme vorge-
legt worden. Umeine Mitarbeit
i mengeren Sinne des aus elf be-
hinderten und nicht−behinder-
ten Mitgliedern bestehenden
Gremiums handelte es sich je-
doch nicht. "Wir habenlediglich
ein Gutachten abgegeben", er-
klärt Andrée Biltgen aus dem
Conseil. Am Verfassen des Tex-
tes selbst war Letzterer jedoch
nicht beteiligt.

StefanKunzman¯

Ombudsperson = Weichspülerversion
Auch Luxemburg wird demnächst ei ne Ombudsper-
son bekommen. Ei n entsprechender Gesetzestext
wurde amvergangenen Mittwoch vom Parlament ab-
gesti mmt. Doch ob es sich dabei wirklich um eine
bahnbrechende i nstituti onelle Reform handelt, wie
von ei ni gen Sti mmen behauptet, darf bezweifelt wer-
den. Nicht nur, dass i n Skandi navien Ombudsperso-
nen seit fast zwei Jahrhunderten bekannt si nd, sie ha-
ben dort weiter reichende Kompetenzen als die l u-
xemburgische Variante. Die als neutrale I nstanz ver-
standene Ombudsperson wird nicht mit ei nemI nitia-
tiv− und auch nicht mit ei nem eigenen Klagerecht
ausgestattet sei n, sondern wird nur auf Betrei ben
ei ner i ndivuellen Beschwerde aus der Bevölkerung
aktiv. Und selbst dann noch kann sie entscheiden, ob
sie nun der Klage nachgehen will oder nicht. Ei n Re-
kursrecht bei durch die Ombudsperson abgelehnten
Beschwerden gibt esfür den/die BürgerI n nicht.
Berichte wie etwa jener der Europäischen Kommis-
sion gegen Rassismus und I ntoleranz, i n dem unter
anderem das Auftreten ei ni ger l uxemburgischer Ver-
waltungsangestellter gegenüber ausländischen Mit-
bürgerI nnen kritisiert wurde, si nd für die Ombuds-
stelle somit kei n Anlass aktiv zu werden, so lange
nicht persönliche Beschwerden bei i hr ei ngegangen
si nd.

Abschied der "frei willigen" RückkehrerInnen
Die l uxemburgische Regierung schickt am kommen-
den Samstag ei n Fl ugzeug i n die Republik Serbien
und Montenegro. Die etwa 50 Passagiere si nd jedoch
kei ne UrlauberI nnen, die i hre Sommerferien an der
montenegri nischen Mittel meerküste verbri ngen wer-
den. Es handelt sich um ei ne Gruppe ehemali ger
Fl üchtli nge, deren Asylantragi n Luxemburg abgelehnt
worden war und die sich auf Druck der Regierung hi n
dazu bereit erklärt haben, das Großherzogtumfrei wil-
li g zu verlassen. Der Fl ug dürfte der Auftakt ei ner
ganzen Reihe so genannter frei willi ger Rückkehrakti o-
nen darstellen. Schließlich si nd Sommerferien.
Weniger frei willi g war die Reise von vier abgelehnten
AsylbewerberI nnen i n der vergangenen Woche. Sie
wurden bei ei ner Verkehrskontrolle von der Polizei
aufgegriffen und i n die Abschiebehaft nach Schrassig
gebracht. Von dort aus verfrachteten sie die l uxem-
burgischen Behörden fl ugs i n i hre jugoslawische
Hei mat.
Die Asti will die "frei willi gen" RückkehrerI nnen am
Samstag um 13 Uhr mit ei ner Protestaktion verab-
schieden, umzu zeigen, so Asti−Präsident Serge Koll-
welter, "dass es i n Luxemburg ei ne Bevölkerungsmi-
norität gi bt, die diese Aktion für anti−ökonomisch und
anti−human hält."

Angeklagt: Luxemburg
Seit 17. Oktober 2002ist die Frist bereits abgelaufen:
Elf Länder der Europäischen Union haben es dennoch
bis heute versäumt, die EU−Richtli nie über die ab-
sichtliche Freisetzung genetisch veränderter Organis-
men (GVO) i n nati onales Recht umzusetzen. Nun will
die EU−Kommission deshalb bei m Europäischen Ge-
richtshof Klage gegen Luxemburg, Frankreich, Belgi-
en, die Niederlande, Deutschland, Italien, Griechen-
land, Spanien, Österreich und Fi nnland erheben. I n
der überarbeiteten Richtli ne, so die Kommission am
Dienstag i n ei ner Pressemitteil ung, würden die Vor-
schriften für die Freisetzung von GVO verschärft. Die
Besti mmungen seien strenger und transparenter, i ns-
besondere würde ei n effizienteres Genehmigungsver-
fahren geschaffen.
Die Kommissi on hatte Luxemburg bereits schriftlich
verwarnt und i m März ei ne begründete Stell ungnah-
me abgegeben. Luxemburg hatte diese jedoch nicht
beantwortet. Über das entsprechende Gesetzesprojekt
zur Umsetzung der Richtli nie wird i n Luxemburg i n
der Ethik−Kommission des Parlamentes debattiert.
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Großer Schritt auf
langemWeg

Gleichesoziale Rechte wie die nicht−behinderten ArbeitnehmerInnen:
Arbeitsalltagin derFondation Kräizbierg. (Foto: Christian Mosar)


